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Absichtserklärung der 
Koalitionsparteien 
(Zusammenfassung) 
 
Die vorerst zwei wichtigsten 
Dokumente der neuen Regie-
rung sind ein Koalitionsabkom-
men zwischen GERB und dem 
Reformblock und eine pro-
grammatische Regierungserklä-
rung, unterstützt von GERB, 
dem Reformblock, der Patrioti-
schen Front und der ABV. Im 
Folgenden die wichtigsten 
Schwerpunkte daraus. 
 
Programmatische Erklärung 
 
Zum Beginn verweisen die poli-
tischen Kräfte auf die ihres Er-
achtens wichtigsten Bereiche, 
die reformiert werden müssen. 
Das sind die Justiz, das Ge-
sundheitswesen, die Bildung, 
das Rentensystem, die Ener-
giewirtschaft, die Wahlgesetz-
gebung und die demographi-
sche Lage. 
 
Justiz: Die konkreten Zusagen 
sind Novellen im Justizgesetz, 
so dass der Oberste Justizrat 
die Richter und der Rat der 
Staatsanwaltschaft die Staats-
anwälte kontrolliert. Dazu soll 
der jetzige Oberste Justizrat in 
zwei Räte geteilt werden, die 
jeweils für die Richter und  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Staatsanwälte zuständig sind 
und entsprechend von den Quo-
ten der Richter und Staatsan-
wälte gewählt werden. Es wird 
auch ein Mechanismus zur Kon-
trolle der Tätigkeit des General-
staatsanwalts zugesagt. Novel-
len im Wahlgesetz(buch) sollen 
die Wählerverzeichnisse aktuali-
sieren helfen, es soll eine aktive 
Wählerregistrierung geben, um 
den Stimmenkauf einzuschrän-
ken, maschinelle Abstimmung 
und Auszählzentren eingeführt 
werden. Ein Referendum über 
die Einführung der Wahlpflicht 
ist anvisiert. Auch sollen bei 
Vorliegen von mindestens 
10 000 Unterschriften Gesetz-
entwürfe durch Bürger einge-
reicht werden können. 
 
Wirtschaft: Es wird die Unter-
stützung für Exporteure von in-
novativen Produkten zugesagt, 
Unterstützung des Tourismus, 
Verringerung der Bürokratie 
durch elektronischen Handel, 
Einführung elektronischer öf-
fentlicher Aufträge und die Aus-
arbeitung einer Strategie für 
das intellektuelle Eigentum (Ur-
heberrecht), Verringerung der 
Hindernisse bei der Gründung 
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von KMU. Angestrebt werden 
geringe Haushaltsdefizite und 
geringere öffentliche Schulden. 
Die Bewahrung des Währungs-
rates ist explizit formuliert. Die 
Nationale Steuerbehörde und 
die Zollverwaltung sollen zu-
sammengelegt und eine Kapital-
transaktionssteuer eingeführt 
werden. Durch Gesetzesnovel-
len soll die Beteiligung von 
Offshore-Firmen an der Wirt-
schaft eingeschränkt werden. 
Außerdem wird Bulgarien für die 
Teilnahme an der europäischen 
Bankenaufsicht kandidieren. 
 
Energiewirtschaft: Es sollen 
Strategien für die Entwicklung 
des Sektors bis 2030 und für 
Energieeffizienz bis 2050 ange-
nommen werden. Der Betrieb 
des 5. Reaktors im AKW 
Kosloduj soll verlängert werden. 
Es sollen die nationalen Vor-
kommen an Erdöl und Erdgas 
erkundet und ausgebeutet wer-
den. Das Moratorium auf die 
Erkundung von Schiefergas und 
sein Gewinn durch Fracking soll 
beibehalten werden. Die Pipe-
line „Südstrom“ soll nur unter 
Einhaltung der EU-
Gesetzgebung gebaut werden 
dürfen. Der Strom- und Erd-
gasmarkt soll liberalisiert wer-
den, vorgesehen ist die Schaf-
fung einer Energiebörse. Die 
Kommission zur Regelung der 
Energiepreise DKWR soll nach 
Prinzipien, die ihre politische 
Unabhängigkeit garantieren, 
zusammengesetzt werden. 
 
Verkehr: Bau der Autobahnen 
„Haemus“ (Nordbulgarien: So-

fia-Warna), „Struma“ (nach 
Griechenland im Struma-Tal), 
eines Tunnels unter dem Schip-
ka-Paß und des nördlichen Ab-
schnitts der Ringstraße von So-
fia. Rekonstruktion der Eisen-
bahnlinien Sofia-Septemvri, 
Plovdiv-Burgas (2. Phase), Dra-
goman-Sofia und Widin-Sofia. 
 
Landwirtschaft: Hier sind u. a. 
Maßnahmen gegen die illegale 
Abholzung hervorzuheben. An-
sonsten werden als Prioritäten 
die Tierhaltung, Gemüseproduk-
tion und der Bioanbau und die 
Unterstützung für junge Farmer 
hervorgehoben. 
 
Bildung: Hier ist ein Schwer-
punkt die „Gleichstellung und 
der Wettbewerb aller Formen 
der Schulbildung und die Ver-
einfachung der Validierung der 
Fähigkeiten und Fertigkeiten der 
Schüler“, wobei nicht klar ist, 
ob das die Gleichstellung der 
Privatschulen mit den staatli-
chen in jeder Hinsicht ist. Es 
soll das duale System der mitt-
leren Schulbildung eingeführt 
werden – Ausbildung und Ar-
beit. Eine umfassende Reform 
der Schul- und Hochschulbil-
dung und eine Reform des 
Fonds „Wissenschaftliche For-
schung“ sind angedacht. 
 
Sozialpolitik: Es sollen nach 
Möglichkeit die Renten angeho-
ben werden. Die Rentenreform 
für die so genannte 1. und 2. 
Arbeitskategorie (spezielle Be-
rufsgruppen, die unter schwe-
ren Bedingungen arbeiten) soll 
frühestens 2016 beginnen. An 



 
 

 

die Einführung eines Stunden-
mindestlohnes ist gedacht. De-
mografisches Modell ist die Fa-
milie mit drei Kindern, daher 
sollen die sozialen Zahlungen 
dieses Modell favorisieren. 
 
Gesundheitswesen: Priorität 
sind Investitionen in die schnel-
le medizinische Hilfe. Es soll die 
Krankenkasse umstrukturiert 
und ein höheres Aufkommen 
aus den Gesundheitsbeiträgen 
angestrebt werden. 
 
Sicherheit: An erster Stelle 
steht die Trennung von DANS 
und der Direktion zur Bekämp-
fung der organisierten Krimina-
lität. Damit wären die polizeili-
chen Befugnisse dem Inlands-
geheimdienst wieder entzogen. 
Novellen im Gesetz über das 
Innenministerium sollen den 
Wettbewerb bei der Ausschrei-
bung von Stellen stärken. 
 
Regionen: Schwerpunkte der 
Investitionstätigkeit sollen 
Nordwestbulgarien, das Strand-
scha-Gebirge, die Rhodopen 
und andere strukturschwache 
Regionen sein. 
 
Staatsverwaltung: Schwer-
punkt ist der Aufbau der elekt-
ronischen Regierung. Eine 
elektronische Steuerung soll es 
im Gesundheitswesen, der Bil-
dung, der Sozialpolitik und der 
Justiz geben. 
 
Kultur: Die Kultur wird als na-
tionale Priorität hervorgehoben. 
Es soll eine nationale Kultur-

strategie 2014-2023 angenom-
men werden. 
 
Koalitionsabkommen 
Die beiden Koalitionspartner 
GERB und Reformblock ver-
pflichten sich, zehn Prinzipien 
zu folgen: Demokratie, Ehrlich-
keit und Offenheit gegenüber 
den Bürgern, Wahrung der 
Rechte, der Sicherheit und des 
Wohlstand der Bürger, Wahrung 
und Entwicklung der nationalen 
Identität, geteilte Verantwor-
tung, Transparenz, Toleranz, 
Schutz vor Diskriminierung und 
Desintegration, Ablehnung der 
Sprache des Hasses und des 
Nationalpopulismus. 
 
Auf der Grundlage der obigen 
programmatischen Erklärung 
soll innerhalb eines Monats ein 
Regierungsprogramm ausgear-
beitet werden. Die programma-
tische Erklärung kann ergänzt, 
bereits bestehende Texte kön-
nen aber nicht mehr redigiert 
werden. Bei Ergänzungen müs-
sen sowohl GERB als auch der 
Reformblock einverstanden 
sein. 
 
Für Regierungsbeschlüsse und 
die Arbeit im Parlament gilt das 
Konsensprinzip. Abweichende 
Meinungen dürfen nur dazu von 
GERB oder dem Reformblock 
autorisierte Personen vertreten. 
Ministerposten dürfen auch Per-
sonen außerhalb von GERB und 
dem Reformblock übernehmen, 
doch müssen beide Parteien mit 
der Kandidatur einverstanden 
sein. 
 


